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Das offene Wort 


»Mutti« geht - 
ihre Gäste bleiben 


»Merkel muß weg« war nach 
bisheriger Lesart nur eine 
widerwärtige Parole der Un- 
anständigen, der Rechtsex- 
tremen, Neonazis und Popu- 
listen. 


Nachdem die Massenein- 
wanderungs-Kanzlerin nun 
ihren schrittweisen Rückzug 
erklärt hat, zeigt sich sogar 
in den Kartell-Parteien des 
Bundestages eher Erleichte- 
rung als Trauer. Der FDP-Vor- 
sitzende Lindner geht noch 
weiter: Merkel hätte statt des 
Parteivorsitzes als erstes ihr 
Kanzleramt niederlegen sol- 
len. »Merkel muß weg« also 
doch nicht nur eine Forderung 
der »Unberührbaren«? 


Die AfD, die Unberührbaren 
im Bundestag, mit denen kei- 
ner der anderen etwas zu tun 
haben will, fürchtet, ein »kon- 
servativer« CDU-Vorsitzen- 
der könnte ihnen Stimmen 
kosten. Die Furcht ist leider 
berechtigt, denn die Mehrheit 
der Wähler wird sich wie seit 
Jahrzehnten täuschen lassen, 
wie seit Kohls Zeiten (1986: 
»Deutschland ist kein Ein- 
wanderungsland und darf 
es auch nicht werden!«). 


Alle Bundestagsparteien au- 
Ber der AfD sind sich einig: es 
gehe um »Integration« statt 
um Rückführung der Merkel- 
Gäste. Täglich wird diese 
Vokabel heruntergebetet, die 
uns jährlich -zig Milliarden 
kostet und das Gegenteil von 
dem ist, was das Asyl- und 
Flüchtlingsrecht eigentlich lei- 
sten soll: solange Schutz zu 
gewähren, bis die Gefahr der 
Verfolgung behoben ist. 


Solange die Parteien an dem 
Fetisch »Integration« festhal- 
ten, bleiben Merkels Gäste, 
fürchtet Ihre 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


50 Mrd. nach Brüssel? 


richtet ist. 


Um diese Ziele zu erreichen, wollen wir die EU in ihrer Handlungsfähigkeit stärken, 
insbesondere auch das Europäische Parlament. Wir wollen die EU finanziell stärken, 
damit sie ihre Aufgaben besser wahrnehmen kann. Dafür werden wir bei der Erstel- 
lung des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens Sorge tragen. Dabei befürworten wir 
auch spezifische Haushaltsmittel für wirtschaftliche Stabilisierung und soziale Kon- 
vergenz und für die Unterstützung von Strukturreformen in der Eurozone, die Aus- 
gangspunkt für einen künftigen Investivhaushalt für die Eurozone sein können. Wir 
sind zu höheren Beiträgen Deutschlands zum EU-Haushalt bereit. Wir wollen einen 
Haushalt, der klar auf die Aufgaben der Zukunft mit europäischem Mehrwert ausge- 


»Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD«, Seiten 8 und 9 


Die GroKo hat versprochen, den 
EU-Haushalt mit deutschem 
Steuergeld großzügig aufzu- 
pumpen. In Brüssel hat man dies 
dankbar aufgenommen und plant 
schon mal mit einem größeren 
Budget, obwohl durch den Brexit 
ein großer Netto-Zahler wegfällt. 


Im Mai dieses Jahres stellte die 
EU-Kommission ihren Vorschlag 
für den künftigen Finanzrahmen 
der Europäischen Union für die 
Jahre 2021 bis 2027 vor. 


Trotz Brexit und den damit weg- 
fallen Beitragszahlungen des 
Vereinigten Königreiches wird 
der Haushalt immer weiter aufge- 
bläht: 


Der »EU-Finanzrahmen 2021 
bis 2027« steigt gegenüber 
dem »EU-Finanzrahmen 2014 
bis 2020« um knapp 15 Prozent 
auf 1,279 Billionen Euro! 


Deutsche 
Spendierpolitik 

Warum das Budget trotz Brexit 
derart in die Höhe schießt, hat 
einen simplen Grund: den Koali- 
tionsvertrag von Union und SPD. 
In diesem ist quasi ein Blanko- 
Scheck für Brüssel fixiert, da die 
Regierung deutlich mehr Mittel 
aus Deutschland zusagt, ohne 
Obergrenze und ohne Bedingun- 
gen zu nennen. 


Daß dieses »Geschenk« in Brüs- 
sel dankend in die Planungen 
aufgenommen wurde, darf daher 
nicht verwundern. 

Die Steuerzahler hierzulande 
müssen dafür einen hohen Preis 
zahlen. Die aktuellen jährlichen 
Überweisungen von rund 30 Milli- 


SPIEGEL DER ZEIT 


arden Euro nach Brüssel werden 
bis 2027 auf 50 Milliarden Euro 
steigen. Das geht aus Prognosen 
des Auswärtigen Amts hervor. 


Diese Entwicklung ist brisant, 
wenn man die EU-Transfers mit 
der hiesigen Innenpolitik ins Ver- 
hältnis setzt. So kennt jeder die 
heftigen Debatten um die Höhe 
des Wehretats oder der Investi- 
tionsausgaben. Noch 2013 tum- 
melten sich diese drei verschie- 
denen Haushaltsbereiche auf 
Augenhöhe - so um die 30 Milli- 
arden Euro jährlich. 2027 würden 
dann aber die EU-Beiträge deut- 
lich die Investitionen und vermut- 
lich sogar das Verteidigungsbud- 
get abgehängt haben. 


Nach dem Steuerzuschuß an 
die Rentenkasse wären die Zah- 
lungen nach Brüssel dann der 
zweitgrößte Posten im Bundes- 
haushalt! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Der Staatshaushalt 


muß ausgeglichen sein. 
Die öffentlichen Schul- 
den müssen verringert, 
die Arroganz der Behör- 
den muß gemäßigt und 


kontrolliert werden. 


Die Zahlungen an aus- 
ländische Regierungen 
müssen reduziert wer- 
den, wenn der Staat 
nicht bankrott gehen 


soll.« 
Marcus Tullius Cicero, 
im Jahr 55 v. Chr. 
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Die Kapitulationserklärung des Westens 


Der »Globale Pakt über 
Sichere, Geregelte und 
Planmäßige Migration« 


Am 10. und 11. Dezember kom- 
men im marokkanischen Marra- 
kesch Vertreter der 193 UNO- 
Mitgliedsstaaten zusammen. 
Dort soll dann der sogenannte 
»Global Compact for Migration« 
unterzeichnet werden. 


Dieser soll zukünftig die weltwei- 
ten Migrationsströme lenken und 
legalisieren. Wie nicht anders zu 
erwarten, sind die meisten der 
193 Mitgliedsstaaten der UNO 
begeistert. Ganz anders unsere 
Nachbarn in Ungarn: »Ungarn 
scheidet aus dem UNO- Vertrag 
zur weltweiten Migration aus.« 


Das erklärte Außenminister Péter 
Szijjartö am 18.7.2018 in Buda- 
pest nach einer Regierungssit- 
zung. »Dieses (Vertrags-)Paket 
widerspricht der Vernunft und 
den Interessen Ungarns« (vgl. 
UN 8/2018). Auch die USA, Au- 
stralien und Dänemark werden 
den Pakt nicht unterzeichnen, die 
Schweiz, Österreich und Polen 
haben sich ablehnend geäußert. 
Inwieweit die osteuropäischen 
Staaten zustimmen werden, 
steht in den Sternen. Staaten wie 
China, Rußland, Saudi-Arabien 
oder Japan werden, auch wenn 
sie zustimmen, nicht bereit sein, 
Migranten gegen ihren Willen 
aufzunehmen - im Gegensatz zu 
Deutschland. 


Worum geht es in diesem Ver- 
tragspaket? Verkürzt kann 
man sagen: Die nationale Sou- 
veränität soll im Namen des 
Humanismus, der Vielfalt, der 
Gleichheit und der Menschen- 
rechte zugunsten Fremder auf- 
gegeben werden. 


Es geht um die uneingeschränkte 
Förderung der Migration und ihre 
Festschreibung als Menschen- 
recht, für das die sogenannten 
»Zielländer« einzustehen haben. 
Welche Länder das sind, geht 


IUe 


ur Global Compact 


= Migration 


ERLY A 
MIGRATIO ND REGULAR 
FINAL DRAFT 
11 July 2018 
We, the Heads of State 
ihanne and Gon 
Docemder 2018 reatirming the paa nd High Representatives 


eindeutig aus sämtlichen For- 
mulierungen der Verpflichtungen 
hervor. Es geht ausschließlich 
um Länder, die Sozialstaaten und 
Rechtsstaaten sind, kurzum, um 
die westliche Welt. 


»Der Globale Pakt ist das erste 
von den Vereinten Nationen vor- 
bereitete und auf Regierungs- 
ebene ausgehandelte Dokument, 
das Migration zu einer wün- 
schenswerten, positiven und zu 
fördernden Entwicklung erklärt 
und die Regierungen verpflich- 
tet, in diesem Sinne zu handeln«, 
erklären die Initiatoren des Glo- 
balen Paktes, die Internationale 
Organisation für Migration. 


Der Begriff der illegalen Migra- 
tion und infolge dessen der Be- 
griff des illegalen, also strafbaren 
Grenzübertritts und Aufenthalts 
auf einem Staatsgebiet fällt weg. 
Die vom Globalen Pakt verwen- 
deten Unterscheidungsmerkmale 
lauten »geregelt« und »ungere- 
gelt«, was unterstellt, daß bei der 
illegalen Einreise in ein fremdes 
Staatsgebiet keine Straftat vorlie- 
ge, stattdessen handele es sich 
bei der legalen und illegalen Ein- 
reise nur um zwei verwaltungs- 
technische Varianten rechtmäßi- 
ger Migration. Das hat freilich bei 
den vorgesehenen Vorschriften 
zur Behandlung der »ungeregel- 
ten« Migration zur Folge, daß 
das Hauptbestreben des Paktes 
die Umwandlung der ungeregel- 
ten in geregelte Migration ist und 
keineswegs deren Verhinderung 
oder gar strafrechtliche Verfol- 


gung. 


Naturkatastrophen oder ande- 
re Katastrophen sollen nicht nur 
zu Flucht, sondern auch zu re- 
gulärer Migration berechtigen. 
Besonders gefährlich für die Ziel- 
länder wird es, wenn auch »sich 
langsam entwickelnde«, reale 
oder drohende Naturereignis- 
se wie die globale Erwärmung, 
Dürren oder Bodenerosion als 
Grund für das Recht auf Migrati- 
on anerkannt werden sollen. Die 
Beweisführung über Vorhanden- 
oder Nichtvorhandensein dieses 
Migrationsgrundes liegt freilich — 
wie in allen anderen Fällen auch 
— bei den Zielländern. 


Wenn die Migranten im Land 
sind, beginnen für die Stammbe- 
völkerung erst recht die Verpflich- 
tungen: »Wir müssen die Migran- 
ten befähigen, gleichberechtigte 
Mitglieder unserer Gesellschaf- 
ten zu werden, ihre positiven Bei- 
träge hervorheben, ihre Inklusion 
und den sozialen Zusammen- 
halt der Gesellschaften stärken. 
Wir müssen größere Berechen- 
barkeit und Gewißheiten für die 
Staaten, Gemeinschaften und 
Migranten schaffen. Um dies zu 
erreichen, müssen wir die siche- 
re, geregelte und planmäßige Mi- 
gration liefern und sicherstellen 
— zum Wohle aller.« 


Nach Unterzeichnung dieser 
Kapitulationsurkunde durch die 
westlichen Staaten kann weiter- 
hin an dem »Narrativ«, also an 
der sinnstiftenden Geschichte, 
weitergesponnen werden, wie 
segensreich die Migration für den 
westlichen Kulturraum sei. 


MIGRATION EINE »WÜNSCHENSWERTE ENTWICKLUNG«? 
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Geht unsere Zukunft den Bach runter? 


Bild: fk-un.de / CC BY-NC : 


Immer mehr »Mini- 
Jobs« in Deutschland 


Wer einen »Mini-Job« hat, ist 
»geringfügig beschäftigt« und 
darf nur wenige hundert Euro im 
Monat verdienen. Das betrifft 
mehr als jeden fünften Arbeit- 
nehmer in Deutschland! 


Der Anteil der sogenannten 
»Mini-Jobber«, also der »gering- 
fügig Beschäftigten« an allen 
sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten betrug Ende März 
2018 gut 23 Prozent. 


Das geht aus einem Bericht der 
Rheinischen Post (rp-online, 
3.11.2018) hervor. 


Nur etwa ein Fünftel der »Mini- 
Jobber« verfüge über keine be- 
rufliche Ausbildung, die Mehrheit 
von 51 Prozent habe einen aner- 
kannten Berufsabschluß, weitere 
7,6 Prozent einen akademischen 
Abschluß. 


Immer mehr Menschen müssen 
zusätzlich zu einer regulären Be- 
schäftigung oder zur Rente noch 
einen »Mini-Job« ausüben, weil 
sie von Ihren Lohn- oder Renten- 
zahlungen nicht leben können. 
Waren dies 2003 noch eine Mil- 
lion Menschen, hat sich der Wert 
inzwischen fast verdoppelt. 


15 Prozent der Kinder 
unter 18 Jahren sind 
auf Sozialleistungen 
angewiesen. 


Knapp jedes siebte Kind unter 
18 Jahren in Deutschland ist 
im vergangenen Jahr auf Hartz 
IV angewiesen gewesen. Noch 


vor fünf Jahren war es lediglich 
knapp jedes achte Kind gewe- 
sen. Noch höher ist die Quote 
bei den unter Dreijährigen: Von 
ihnen lebte im Juni 2017 jedes 
sechste Kind in einer Familie, die 
Grundsicherung bezog. 


Bild: fk-un.de / CC BY-NC 4. 


Milliarden- 
Verschwendung 


Im Jahr 2016 betrugen die Netto- 
Verwaltungskosten (einschließ- 
lich Erstattungen von Bund, 
Ländern, Pflegekassen u.a.) der 
Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV) 10,980 Milliarden 
Euro, das ergibt bei 56,58 Mil- 
lionen GKV-Versicherten (ohne 
beitragsfrei mitversicherte Ange- 
hörige) 194 Euro je Mitglied. 
Daß das deutsche Gesundheits- 
system eines der teuersten der 
Welt ist, ist nicht neu. Forscher, 
die das hiesige System mit de- 
nen anderer Länder vergleichen, 
kommen immer wieder zu dem 
Schluß, daß in Deutschland vie- 
le Milliarden verschwendet wür- 
den, die sinnvoller für die Patien- 
ten eingesetzt werden könnten. 


Trotz überdurchschnittlich hoher 
Ausgaben für Ärzte, Kliniken und 
Arzneimittel seien die Patienten 
in Deutschland kränker als Men- 
schen anderswo und hätten eine 
niedrigere Lebenserwartung. 
Zudem gäbe es in deutschen 
Krankenhäusern mehr vermeid- 
bare Todesfälle als in den Klini- 
ken in anderen Ländern. 


Daß das System hierzulande 
seinen hohen Preis nicht wert 
ist, zu diesem Ergebnis kamen 
im letzten Jahr Forscher der 


Organisation für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick- 
lung. 


Hausärztemangel 


In Deutschland gab es 2016 
nach Angaben der Kassenärztli- 
chen Bundesvereinigung 45.614 
Hausärzte. Im Jahr 2005 waren 
es noch 53.255. Somit ist die An- 
zahl der Hausärzte in elf Jahren 
um über 14 Prozent zurückge- 
gangen. 

Im Jahr 2016 legten 12.763 Ärz- 
te ihre Facharztprüfung ab, dar- 
unter nur 1.290 Fachärzte für 
Allgemeinmedizin bzw. Innere 
und Allgemeinmedizin. Ihr An- 
teil beträgt somit nicht einmal elf 
Prozent. Früher betrug der Anteil 
der Allgemeinmediziner rund 40 
Prozent. 


Bei der heute üblichen Bezah- 
lung ist das auch kein Wunder: 
Hausärzte werden grundsätzlich 
in Pauschalen bezahlt. Das be- 
deutet, pro Patient und Quartal 
erhält der Hausarzt einen Pau- 
schalbetrag, der von der Anzahl 
der einzelnen Patientenbesuche 
und vom Umfang der Behand- 
lung unabhängig ist. 

Es spielt also grundsätzlich kei- 
ne Rolle, ob der Patient einmal 
oder zehnmal kommt und wie 
aufwändig die Untersuchungen 
und Behandlungen sind, die 
Pauschale wird nur einmal für 
das laufende Quartal ausbezahlt 
und beträgt aktuell zwischen 
30,66 Euro und 41,03 Euro (je 
nach Alter des Patienten). 


In den nächsten zehn Jahren 
werden über 15.000 Hausärzte 
in den Ruhestand gehen, sofern 
man das übliche Rentenalter 
von 65 Jahren zugrunde legt. 
Hunderte, wahrscheinlich sogar 
tausende Hausärzte werden au- 
ßerdem ihre Kassenpraxis lange 
vor Erreichen des Rentenalters 
aufgeben bzw. zur Privatpraxis 
umwandeln. 
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Der aktuelle Bedarf an neuen 
Hausärzten beträgt also rund 
2.000 pro Jahr, bei nur 1.290 
neuen Ärzten pro Jahr, von de- 
nen die meisten keine eigene 
Niederlassung anstreben, son- 
dern lieber in Kliniken eine An- 
stellung suchen. 


Die Differenz zwischen aus- 
scheidenden und übernehmen- 
den bzw. neu beginnenden 
Hausärzten dürfte aktuell bei 
über 1.500 Hausärzten pro Jahr 
liegen - Tendenz: rasch steigend! 


Altersarmut als 
wachsendes Problem 


Im vergangenen Jahr gab es un- 
ter den Menschen im Rentenal- 
ter erneut mehr Bezieher von 
staatlichen Leistungen als im 
Vorjahr: 


Im vergangenen Jahr bekamen 
knapp 1,1 Millionen Menschen 
Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Das war ge- 
genüber 2016 ein Plus von 3,2 
Prozent. 


Seit Jahren steigt die Zahl der 
alten Menschen, die auf staatli- 
che Fürsorge angewiesen sind. 


So waren beispielsweise Ende 
des ersten Quartals 2015 rund 
512.000 Rentner auf staatliche 
Fürsorge angewiesen, im zwei- 
ten Quartal 2018 waren es be- 
reits gut 557.500 Personen. 


Das ist innerhalb von etwas mehr 
als drei Jahren ein Zuwachs von 
fast neun Prozent! 


Fast jede zweite Rente 
unter 800 Euro 

Ende 2016 erhielten rund 8,6 
Millionen Menschen eine Alters- 
rente, die unter 800 Euro lag. 
Das entsprach einem Anteil von 
48 Prozent. Gut 11,3 Millionen 
(62 Prozent) Rentner bekamen 
weniger als 1.000 Euro. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


Bild: fk-un.de / CC BY-NC 4.0 


Massenarbeitslosigkeit 
im Anmarsch 


Das Beratungsunternehmen 
McKinsey hat bereits im Früh- 
jahr 2017 in einer Studie vorge- 
rechnet, daß die fortschreitende 
Digitalisierung und damit ein- 
hergehend die Automatisierung 
der industriellen Produktion bis 
zu 20 Millionen Arbeitsplätze in 
Deutschland gefährden wird. 


Die Bundesagentur für Arbeit 
weist in ihrer Statistik für Okto- 
ber 2017 rund 45,2 Millionen Be- 
schäftigte aus. Knapp die Hälfte 
der Beschäftigten stünde damit 
vor einer unsicheren, perspektiv- 
losen Zukunft. 


Wie die Zukunft der Beschäfti- 
gung aussehen könnte, kann man 
am Beispiel großer Unternehmen 
wie Apple, Amazon oder Zalando 
bereits jetzt sehen: Der größte 
Teil der Mitarbeiter ist im Niedrig- 
lohn-Sektor beschäftigt, z.B. als 
Aushilfe in einem der zahlreichen 
Apple Stores oder als mickrig be- 
zahlter »Picker« im Lager und im 
Versand. Denen stehen wenige 
sehr gut bezahlte Datenwissen- 
schaftler, Programmierer oder so- 
genannte »Start-up-Milliardäre« 
gegenüber. 


Die Politik macht den Anschein, 
als seien das alles weder Pro- 
bleme von heute noch für dieses 
Land. »Uns gehts doch gut«, »die 
Wirtschaft brummt« usw. hört 
man unisono aus allen Mündern. 


Die Zukunft läßt sich jedoch nicht 
aufhalten! Aber steuern kann 
man diese; es wird Zeit, endlich 
damit anzufangen. Irgendwoher 
müssen in 20 Jahren schließlich 
Steuern und Sozialbeiträge kom- 
men. 
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Es gibt Politiker, die uns allen 
Ernstes weismachen wollen, die- 
se kämen dann von den soge- 
nannten »ausländischen Fach- 
kräften«. 


Wenn kein Umdenken in der Po- 
litik erfolgt, brauchen wir in 20 
Jahren nur noch zwei Arten von 
Fachkräften: Insolvenzverwalter 
und Bestatter. 


Ende des Bargeldes? 


Andreas Höfer, ehem. UBS- 
Chefökonom: »Ein vollelektroni- 
sches Geldsystem — völlig trans- 
parent, ohne jeglichen Schutz der 
Privatsphäre bei Transaktionen 
und mit dem ständigen Risiko ei- 
ner Enteignung durch den Staat 
— bedeutet, daß Geld kein priva- 
tes Eigentum mehr sein wird. Der 
Weg in die Hölle ist mit guten Ab- 
sichten gepflastert.« 


In einem rein digitalen System 
ist eine Enteignung per Knopf- 
druck — auch zentral gesteuert 
— möglich. Relativ unauffällig 
und schleichend sowieso mit der 
Durchsetzung von Negativzinsen. 
Wer Bargeld hält, hat immerhin 
keinen Nominalwertverlust. Diese 
Nullzinsgrenze gilt es zu überwin- 
den — um Haushalten und Unter- 
nehmen die Vermeidung von Ne- 
gativzinsen zu verunmöglichen, 
muß das Bargeld abgeschafft 
werden. 


Kenneth Rogoff, der ehemalige 
IWF-Chefvolkswirt, setzte ich in 
einem Gespräch mit dem Han- 
delsblatt im Mai 2016 ausdrück- 
lich dafür ein, Bargeld »über ei- 
nen längeren Zeitraum auslaufen 
zu lassen«. 


Schleichende Veränderungen 
geschehen unbemerkt von der 
Masse. Gerade deshalb setzen 
sowohl Zentral- und Großbanken 
als auch ihre willigen Helfer auf 
zeitliche Streckungen und nicht 
auf einen Paukenschlag. Am 
Ende steht jedoch in beiden Fäl- 
len der Tod des Bargeldes. 

Der wahre Grund für den 
Kampf gegen das Bargeld: 


Große Teile der Weltwirtschaft 
weisen derzeit bereits negative 
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Leitzinsen der Notenbanken oder 
Strafzinsen für die Banken auf, 
wenn sie ihr Geld bei der Zentral- 
bank parken. 


Hier beginnt das Problem für die 
Banken. Sobald die Banken be- 
ginnen, Bankeinlagen negativ zu 
verzinsen, ziehen die Sparer ihr 
Geld von der Bank ab und packen 
dieses in den altbewährten Spar- 
strumpf, auf den kein negativer 
Zins berechnet werden kann. 


Die Zentralbanken können also 
nur Negativzinsen, welche die 
Wirtschaft ankurbeln sollen, 
durchsetzen, wenn es kein Bar- 
geld mehr gibt! 


Bereits am 18.11.2014 äußerte 
sich Kenneth Rogoff auf einer Ver- 
anstaltung des /fo-Instituts in Mün- 
chen ganz unverhohlen zu einer 
Welt ohne Bargeld: »Die Zentral- 
banken könnten auf diese Weise 
leichter Negativzinsen durchset- 
zen, um die Wirtschaft anzukur- 
bein«. 


In dieser Welt wird das Bargeld 
immer mehr zum Feind der Noten- 
banken und Regierungen. Es ist 
eine Gefahr für die Politik negati- 
ver Zinsen. Die offiziellen Gründe 
der Bargeldgegner wie Bekämp- 
fung von Terror, Schwarzarbeit 
und Geldwäsche sind nur vorge- 
schoben. Eine Welt ohne Bargeld 
liefert die Sparer der Zentralbank 
und den Banken wehrlos aus. 


Dramatischer 
Lehrermangel 


An Deutschlands Schulen fehlen 
nach Darstellung des Deutschen 
Lehrerverbands fast 40.000 Päd- 
agogen. »Einen derart dramati- 
schen Lehrermangel hatten wir in 
Deutschland seit drei Jahrzehnten 
nicht mehr«, so der Präsident des 


www.un-nachrichten.de 


Verbands, Heinz-Peter Meidinger. 
Derzeit seien rund 10.000 Lehrer- 
stellen nicht besetzt. Dazu kämen 
etwa 30.000 Stellen, die notdürftig 
mit Nicht-Lehrern, Seiteneinstei- 
gern, Pensionisten und Studenten 
besetzt werden. 


Am 11.10.2018 haben das auch 
die Bildungsminister endlich ein- 
gesehen: Bis 2030 werden bun- 
desweit rund 32.000 neue Lehrer 
eingestellt werden müssen. Doch 
mit den ausgebildeten Pädago- 
gen, die in dieser Zeit voraussicht- 
lich die Hochschulen verlassen, 
wird dieser Bedarf nicht gedeckt 
werden können. Jedes Jahr dürf- 
ten deshalb 700 Stellen unbesetzt 
bleiben, so die Prognose der Mi- 
nister. 


Der Lehrermangel wird sich ab 
2030 an den Berufsschulen noch 
verschärfen. Das zeigt eine Stu- 
die des renommierten Bildungs- 
forschers Klaus Klemm für die 
Bertelsmann Stiftung. 


Nach Klemms Berechnungen 
scheiden in den nächsten 15 Jah- 
ren rund die Hälfte der 125.000 
Berufsschullehrer altershalber 
aus. Schon in den nächsten Jah- 
ren können jedoch maximal drei 
von vier Lehrern mit qualifizierten 
Nachrückern ersetzt werden. Und 
schon heute sind ein Drittel der 
Berufsschullehrer Quer- und Sei- 
teneinsteiger ohne die erforderli- 
che Ausbildung. 


Keine deutsche Kultur? 


»... eine spezifisch deutsche Kultur 
ist, jenseits der Sprache, schlicht 
nicht identifizierbar«, schrieb Ay- 
dan Özoğuz am 14.5.2017 für den 
Berliner tagesspiegel. Zu diesem 
Zeitpunkt war sie Integrationsbe- 
auftragte der Bundesregierung im 
Rang einer Staatsministerin bei 
der Bundeskanzlerin mit einem 
monatlichen Gehalt von 17.676,08 
Euro, z.T. steuerfrei und erwirt- 
schaftet vom deutschen Steuer- 
zahler. 


Kultur ist aber viel mehr als nur 
Sprache, mehr als Politik und Ge- 
setze. Sie ist ein Zusammenspiel 
aus Literatur, Musik, Kunst und 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Philosophie. Auch der Glaube 
prägt eine Kultur. Hinzu kommen 
Eigenarten und Benehmen, Bau- 
en und Wohnen, ER- und Trink- 
gewohnheiten und letztendlich die 
verschiedensten Traditionen. 


Özoğuz, die als Bundestagsab- 
geordnete noch immer vom Steu- 
erzahler versorgt wird, hat damit 
aufgezeigt, wohin die Reise gehen 
soll: 


Für sie und für die Politik, die sie 
vertritt, gibt es keine typisch deut- 
schen Trachten, keine deutschen 
Feste, keine deutsche Küche, 
kein deutsches Brauchtum, keine 
deutsche Landschaftsgestaltung, 
keine deutschen Sagen und Mär- 
chen, keine deutsche Kunst, keine 
deutsche Musik, keine deutsche 
Dichtung und Literatur, keine deut- 
sche Architektur, keine deutschen 
Erfindungen, keine deutschen 
Forscher und Entdecker, keine 
deutsche Mentalität, keine deut- 
schen Philosophen. 


Ludwig Bechstein und die Ge- 
brüder Grimm, Johann Sebastian 
Bach und Richard Wagner, Karl 
Friedrich Schinkel und Matthäus 
Daniel Pöppelmann, Johann Wolf- 
gang von Goethe und Friedrich 
Schiller, Carl Friedrich Gauß und 
Alexander von Humboldt, Johan- 
nes Gutenberg und Otto Lilienthal, 
Immanuel Kant und Johann Gott- 
lieb Fichte und unzählige mehr 
— all diese Persönlichkeiten sind 
für die heute handelnden Politiker 
»schlicht nicht identifizierbar«. 


Daß sie damit nicht allein steht, 
zeigt sich besonders bei der 
ständigen Kaputtreformierung 
(»Deformierung«) der Bildungs- 
politik und vor allem bei unserer 
allabendlichen Fernsehkost. Letz- 
tere wird inzwischen fast gänz- 
lich auf dümmliche Krimis, Koch- 
»Shows«, »Quiz«-Sendungen 
und Telefonspiele reduziert. 


„Habe Mut, dich dei- 
nes eigenen Verstan- 


Immanuel Kant 


VERSAGEN AUF GANZER LINIE 
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Bitte, bitte mehr Flüchtlinge! 


Man mag es nicht glauben, 
aber es scheint wahr zu sein: 


Die Oberbürgermeister von Köln, 
Düsseldorf und Bonn haben am 
24.7.2018 der Frau Bundeskanz- 
lerin in einem Brief versichert, 
daß ihre Städte bereit seien, wei- 
tere in Not geratene Geflüchtete 
aufzunehmen und die Kanzlerin 
gebeten, die Seenotrettung im 
Mittelmeer wieder zu ermögli- 
chen. 


Die Welt berichtete am 27.7.2018 
in einem Kommentar davon, Zi- 
tierte aber nur Auszüge aus dem 
Brief. 


Als mündiger und normal den- 
kender Staatsbürger geht man 
davon aus, daß man einen sol- 
chen »Offenen Brief« dann auch 
in vollem Wortlaut irgendwo le- 
sen kann, um den Inhalt zu be- 
urteilen. Aber er wurde in keiner 
Tageszeitung abgedruckt. Unse- 
rer Redaktion wurde eine Kopie 
(siehe Seite 8) zugespielt. 


52 | Bundeskanzleramt 


a 133-K-601 107/18/0003 


Da man in Zeiten der »Fake 
News« nie sicher sein kann und 
das Schreiben keinen amtlichen 
Briefkopf hatte, ließen wir die 
drei Unterzeichner Anfang Au- 
gust persönlich mit der Frage an- 
schreiben, ob der uns vorliegen- 
de Brief echt oder eine Fälschung 
sei. Bis heute keine Antwort der 
drei Stadtoberhäupter! 


Also fragten wir bei Die Welt 
nach, die über diesen Brief be- 
richtet hatte. Antwort: 


»Der offene Brief liegt uns nicht 
vor. Über den Inhalt des Briefes 
haben die Städte in Pressemittei- 
lungen berichtet.« 


Keine Antwort ist auch 
eine Antwort! 


Die Frau Bundeskanzlerin, mit 
der Beilage der uns vorliegenden 
Kopie mit der gleichen Frage an- 
geschrieben, ließ schließlich ant- 
worten: »Einen Abdruck kann ich 
Ihnen jedoch nicht weiterleiten.« 


Frau Lissig 
Reist 133 
Naona Mgao 


naandar! WäyBrana-State !, 10957 Bern 
oe 11012 Bedın 


m t9 0 Wal Er ut 
na 0) O 18 10 400-1529 
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vielen Dank für Ihr Schreiben vom 09.08.2018 an Frau Bundeskanzlerin 


Dr. Angela Merkel 


Ich kann Ihnen bestätigen, dass die Oberbürgermeisterin der Stadt Köln und die 
Oberbürgermeister der Städte Düsseldorf und Bonn einen gemeinsamen Brief an 
Frau Bundeskanzlerin formuliert haben, Einen Abdruck kann ich Ihnen jedoch 
nicht weiterleiten, hierfür bitte ich um Ihr Verständnis 


Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 
s 


Betteln um noch 
mehr Flüchtlinge: 


Foto: Kürschner 


Geisel, Thomas, SPD 
Oberbürgermeister von 
Düsseldorf, geb. 26.10.1963 
OB seit 2.9.2014 


© Raimond Spekking / CC BY-SA 4.0 (Ausschnitt) 


Reker, Henriette, parteilos 
Oberbürgermeisterin von 
Köln, geb. 9.12.1956 

OB seit 22.10.2015 


Foto: Wolkenkratzer / CC BY-SA 4.0 (Ausschnitt) 


Sridharan, Ashok-A., CDU 
Oberbürgermeister von 
Bonn, geb. 15.6.1965 

OB seit 21.10.2015 


OB DIE BÜRGER DAS AUCH WOLLEN? 
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Landeshauptstadt Düsseldorf Stadt Köln Stadt Bonn 


o hr 


24.07.2018 
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, sehr geehrte Frau Dr. Merkel, 


die menschliche Katastrophe im Mittelmeer erreicht neue erschreckende Ausmaße. Seit An- 
fang des Jahres sind 1.400 Menschen an den Grenzen der Europäischen Union gestorben. 
Allein im Juni ertranken 629 Menschen auf dem Weg über das Mittelmeer - unter anderem 
als unmittelbare Folge der Behinderung und Kriminalisierung von privaten Initiativen zur 
Seenotrettung. 


Dies widerspricht dem Kern der Europäischen Idee und zerstört ihre Basis aus Humanismus, 
Aufklärung und Menschenrechten. 


Unsere Städte können und wollen in Not geratene Geflüchtete aufnehmen — genauso wie 
andere Städte und Kommunen in Deutschland es bereits angeboten haben. 


Wir wollen uns gegen die vermeintlich herrschende Stimmung stellen, dass Zäune und Mau- 
ern statt eines gerechten europäischen Verteilsystems die Not der Geflüchteten lösen könn- 
ten. Wir wollen ein Signal für Humanität, für das Recht auf Asyl und für die Integration Ge- 
flüchteter setzen. 


Wir stimmen mit Ihnen überein, dass es eine neue europäische Lösung für die Aufnahme, 
die Asylverfahren sowie die Integration oder die Rückführung von Geflüchteten geben muss. 


Bis diese europäische Lösung mit allen Beteiligten vereinbart ist, ist es dringend geboten, die 
Seenotrettung im Mittelmeer wieder zu ermöglichen und die Aufnahme der geretteten Men- 
schen zu sichern; wir wollen unseren Beitrag dazu leisten. 


Mit freundlichen Grüßen 


a Gt Jea nete gelar hè hdan 


Thomas Geisel Henriette Reker Ashok Sridharan 
Oberbürgermeister Oberbürgermeisterin Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt Düsseldorf der Stadt Köln der Stadt Bonn 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Die Gesinnungs- und 
Wortpolizei in Aktion 


Prüfen Sie bitte Ihren 
Wortschatz! 


In dem geplanten weltweiten »Mi- 
grationspakt« sollen sich die Auf- 
nahmeländer nicht nur verpflich- 
ten, alle Türen für Migranten zu 
öffnen. Der Paktentwurf enthält 
ein Paket von »Verpflichtungen« 
zu 23 Zielen, zu denen sich die 
Staaten bekennen sollen. 


Allein die Ziele 16 und 17, mit 
denen sich die Staaten u.a. zur 
vollständigen »Inklusion« der 
Migranten, ihrer völligen Gleich- 
stellung und der Bekämpfung 
jeder Form der »Fremdenfeind- 
lichkeit« verpflichten sollen, kann 
zu unabsehbaren politischen und 
juristischen Folgen führen, auch 
wenn es sich nicht um einen völ- 
kerrechtlichen Vertrag handelt, 
Politik, Medien und Justiz aber 
»politisch korrekt« diese »Ver- 
pflichtungen« umsetzen. Hier nur 
zwei Beispiele: 


Kommt uns alles 
so bekannt vor 


»Maßnahmen der Zersetzung 
sind auf das Hervorrufen sowie 
die Ausnutzung und Verstärkung 


solcher Widersprüche bzw. 


»Wir werden multikulturelle 
Aktivitäten durch Sport, Musik, 
Kunst, kulinarische Feste, eh- 
renamtliches Engagement und 
andere soziale Veranstaltun- 
gen unterstützen, die das ge- 
genseitige Verständnis und die 
Wertschätzung der Kulturen 
von Migranten und Zielgesell- 
schaften fördern.« (Ziel 16 h) 


»Wir werden Rechtsvorschrif- 
ten erlassen, umsetzen oder 
aufrechterhalten, die Haßstraf- 
taten und schwerere Haßstraf- 
taten, die sich gegen Migran- 
ten richten, unter Strafe stellen 
[...]. Wir verpflichten uns, [...] 
alle Formen der Diskriminie- 
rung zu beseitigen und Äu- 
ßerungen, Handlungen und 
Ausprägungen von Rassis- 
mus, Rassendiskriminierung, 
Gewalt, Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhän- 
gender Intoleranz gegenüber 


Differenzen zwischen feindlich- 
negativen Kräften zu richten, 
durch die sie zersplittert, gelähmt, 
desorganisiert und _ isoliert 
und ihre  feindlich-negativen 
Handlungen einschließlich deren 
Auswirkungen vorbeugend 
verhindert, wesentlich 
eingeschränkt oder gänzlich 
unterbunden werden. [...] 
Zersetzungsmaßnahmen sind 
insbesondere anzuwenden: 


- wenn in der Bearbeitung Opera- 
tiver Vorgänge die erforderlichen 
Beweise für das Vorliegen eines 
Staatsverbrechens oder einer 
anderen Straftat erarbeitet wur- 
den und der jeweilige Operative 
Vorgang aus politischen oder 
politisch-operativen Gründen im 
Interesse der Realisierung eines 
höheren gesellschaftlichen Nut- 
zens nicht mit strafrechtlichen 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


UN 11/2018 - Seite 9 


o 
N 
> 
a 
Q 
© 
x 
© 
= 
< 
= 
i 
A 
i 
= 
© 
£ 
z 
» 
= 
D 
© 
& 
O 
wu 


allen Migranten zu verurteilen 
und zu bekämpfen. « (Ziel 17 a) 


Prüfen Sie also schon mal vor- 
sorglich Ihren Wortschatz und 
Ihre Wortwahl bei Äußerungen, 
die als Intoleranz angesehen 
werden könnten und hüten Sie 
sich vor mangelnder Wertschät- 
zung anderer Kulturen! 
Vermeiden Sie dabei beson- 
ders intolerante Kritik gegenüber 
fremden kulturellen Werten wie 
Ehrenmord, Scharia-Gesetzen 
und Genitalverstümmelung! 


Maßnahmen 
werden soll; [...] 


Bewährte Formen der Zerset- 
zung sind: 

- systematische Diskreditierung 
des öffentlichen Rufes, des An- 
sehens und des Prestiges auf 
der Grundlage miteinander ver- 
bundener wahrer, überprüfbarer 
und diskreditierender sowie un- 
wahrer, glaubhafter, nicht wider- 
legbarer und damit ebenfalls dis- 
kreditierender Angaben. [...] 


Bewährte Mittel und Methoden 
der Zersetzung sind: [...] 


abgeschlossen 


- die gezielte Verbreitung von 
Gerüchten über bestimmte Per- 
sonen einer Gruppe, Gruppie- 
rung oder Organisation« 
Stasi-»Richtlinie Nr. 1/76 zur 
Entwicklung und Bearbeitung 
operativer Vorgänge (OV)« 
Januar 1976, Punkt 2.6.2 (Auszug) 


RICHTLINIEN GEGEN DIE MEINUNGSFREIHEIT 
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Die Gesinnungs- und Wortpolizei in Aktion 


Von der Datenbank 
direkt ins Lager? 


Die modernen und ver- 
netzten Datenbanken von 
heute machen es möglich 
und viel leichter, als die 
Stasi-IMs es einmal hat- 
ten: Wer irgendwo unlieb- 
sam auffällt, wird »gespei- 
chert«. 


Der Landtagskandidat 
der Linkspartei bei der 
Bayernwahl, Tobias Him- 
penmacher (42), hat ein 
gutmenschliches, linkes 
Weltbild und das Rezept, 
wie man künftig »inte- 
grationsunwillige Rechts- 
extreme und Neonazis« 
entsorgen solle: durch 
»zentralisierte Unterbrin- 
gung« 

Die Einstufung, wer zu die- 
sem Personenkreis gehört, 
ist höchst einfach: Wer die 
Folgen der grenzenlosen 
Migrationspolitik kleinre- 
det, ist ein Demokrat, wer 


rechtsextremer Nazi, also 
ab ins Lager! 


Ein Kandidat für die »zen- 
tralisierte Unterbringung« 
könnte bald auch der 
gefeuerte Verfassungs- 
schutzpräsident Hans- 
Georg Maaßen werden: 
Er wagte es, angebliche 
rechtsradikale »Hetzjag- 
den« in Chemnitz zu be- 
zweifeln, weil dafür keine 
Beweise vorlagen. Ein 
Kampf gegen Rechtsex- 
tremismus rechtfertige es 
nicht, rechtsextremistische 
Straftaten zu erfinden. 
Als er dann noch erklärte, 
»linksradikale Kräfte in der 
SPD« hätten den Bruch 
der Koalition gewollt und 
man ihn »Kritiker einer 
idealistischen, naiven und 
linken Ausländer- und Si- 
cherheitspolitik« aus dem 
Amt drängen wolle, mußte 
er gehen. 


Wahrscheinlich steht er 
nun auch auf der Lagerliste 


vor ihnen warnt, ist ein des Herrn Himpenmacher. 


L rebe Leser. gAHZ priyYar: 


Vertrauen verspielt, auf ganzer Linie versagt 


Die ehemals »großen Volksparteien« haben das 
Vertrauen der Mehrheit aller wahlberechtigten 
Deutschen verloren. Das zeigt das »ehrliche Wahl- 
ergebnis« der Landtagswahl in Hessen in aller Deut- 
lichkeit. 


Da hilft der CDU auch keine Neuwahl der Vorsit- 
zenden, sei es die »Mini-Merkel« Annegret Kramp- 
Karrenbauer, der Vertreter der internationalen 
Finanzwelt Friedrich Merz oder der von Ehrgeiz be- 
sessene Jens Spahn, der Bundeskanzler werden will 
und dann mit seinem Ehemann auf Staatsbesuche 
gehen wird. 

Der SPD, die in den letzten Jahren vor Verzweif- 
lung achtmal den Vorsitzenden gewechselt hat, wird 
weder ein nächster Vorsitzender noch der ominöse 
»Fahrplan« helfen, den Frau Nahles jetzt aus dem 
Hut zaubert. Der Fahrplan der sogenannten »Großen 


Das ehrliche Wahlergebnis, 
bezogen auf alle Wahlberechtigten: 


Nichtwähler 32,7 Prozent 
CDU 18,2 Prozent 
SPD 13,3 Prozent 


Koalition«, die in Wahrheit eine kleine ist, steht 
schlicht und einfach im Koalitionsvertrag der bei- 
den. In ihm steht »Europa« an erster Stelle, mehr 
Geld und mehr Macht für die EU statt »Deutschland 
zuerst!«, wie die Regierungen aller anderen Nach- 


barländer es pflicht- und eidgemäß halten. 


Gewogen und für zu leicht befunden! 


me UN-Mikarbeiker 


IM FREUNDESKREIS 


Donauwörther Zeitung, 10.10.2018 
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Vom Tag der Trauer zum traurigen Tag 


»Erinnerungskultur« ist nur 
einem Teil der Toten in dieser 
Republik vorbehalten. 


Zu diesem Teil gehören die zivi- 
len und militärischen deutschen 
Opfer der beiden \Weltkriege 
schon lange nicht mehr. 


Widerwillig, der Pflicht gehor- 
chend, werden bundesweit Ge- 
denkveranstaltungen durchge- 
führt, die von immer weniger 
Bürgern besucht werden. 


SEPA-Lastschriftmandat 


Bei den offiziellen Reden darf 
die Anklage über die deutsche 
Alleinschuld an den beiden Welt- 
kriegen nie fehlen. Der Hinweis 
auf von Deutschen begangene 
Greuel sind fester Bestandteil 
und notwendiges Ritual bei je- 
dem Gedenken. 


Das ist der Unterschied zu an- 
deren Völkern, die sich stolz und 
selbstbewußt ihrer Vergangen- 
heit stellen. Weltweit gedenken 
die Menschen der Leiden, die 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 


Ich ermächtige den Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die vom Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V. auf mein Konto ge- 


zogenen Lastschriften einzulösen. 


Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstat- 
tung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbar- 
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a] Für die Vorankündigungen (»Prenotification«) der Lastschriften gilt eine verkürzte Frist von 2 Kalendertagen. 


Datum, Unterschrift 


ihre Vorfahren brachten, um Frei- 
heit und Wohlstand für ihre jewei- 
ligen Nationen zu erkämpfen. Für 
Politiker und Staatsoberhäupter 
der meisten Länder ist es nicht 
Pflicht, sondern Verpflichtung 
und ein Herzensanliegen, sich ih- 
rer in den Kriegen umgekomme- 
nen Landsleute zu erinnern. 

Nur bei uns weist man den ei- 
genen Toten an der Front eine 
Mitschuld zu und gedenkt der 
anderen. 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
Konto einzuziehen: 


Betrag: Euro 


U jährlich 
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ab (Datum): 


Datum, Unterschrift 
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Bund gibt 765 Millionen 
für Integrationskurse aus 


Berlin. Der Bund gibt im laufenden 
Jahr für Integrationskurse 765 Mil- 
lionen Euro aus. 470 Millionen 
Euro sind für die berufsbezogene 
Sprachförderung bestimmt, wie 
aus einer Antwort des Innenminis- 
teriums auf eine FDP-Anfrage her- 
vorgeht. Weitere 300 Millionen 
Euro fließen in andere Maßnah- 
men zur Arbeitsmarktintegration 
von Flüchtlingen. Die Gesamtaus- 
gaben des Bundes für Integration 
bezifferte das Ministerium für das 
laufende Jahr mit 22,6 Milliarden 
Euro. Darin seien auch die Entlas- 
tungen von Ländern und Kommu- 
nen enthalten. epd ` 


fühle ich mich manchmal wie ein 
Fremder im eigenen Land.« Die- 
se Aussage bejahte jeder zwei- 
te befragte Deutsche bei einer 
2016 veröffentlichten Umfrage 
der Universität Leipzig, der Hein- 
rich-Böll-Stiftung, der Otto-Bren- 
ner-Stiftung und der Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung. 33,8 Prozent 
der Befragten gaben an, die Bun- 
desrepublik sei »durch die vielen 
Ausländer in einem gefährlichen 
Maß überfremdet.« 


/ 
Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 
19.10.2018 


Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzel 


»Durch die vielen Muslime hier 
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Angst vor Überfremdung 


Bild: fk-un.de / CC BY-NC 4.08 


Abholung per Flieger 


Vom 1.1.2017 bis 1.11.2017 fan- 
den 16.981 »unter Mitwirkung 
der Bundesregierung organisier- 
te Einreisen von Asylsuchenden 
oder Schutzbedürftigen auf dem 
Luftweg nach Deutschland statt«. 
2016 waren es 14.408 Personen. 

Bundestags-Drucksache 19/45 


ıDer Unmut bei den Men- 
schen ist riesig. Glauben 
Sie denn, daß die es ruhig 
hinnehmen werden, wenn 
Millionen Ausländer unge- 
ordnet in unser Land fluten»« 


Georg Kronawitter (SPD), 
ehem. OB von München 
lt. DER SPIEGEL, Nr. 37/1992 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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Telefon: 


Jahrgang: 


(für Rückfragen) 


Einwilligungserklärung zur Datenspeicherung und -weitergabe 


Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 
gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 


Mit meiner Unterschrift bin ich damit einverstanden, daß meine Daten zum 
Zwecke der Ausführung an Dritte (Versanddienstleister, Post- und Paket- 
dienste) weitergeben werden. 

Meine Einwilligung zur Datenspeicherung und -weitergabe kann ich jeder- 
zeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abändern oder 
gänzlich widerrufen. 


Datum: Unterschrift: 


LETZTE MELDUNG 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 

Telefax: 0208 - 84 87 057 

E-Post: info@un-nachrichten.de 
Bankverbindung: 

FK UN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www. fb.com/UN. Nachrichten 


Impressum: 

Herausgeber: Freundeskreis Unabhängige 
Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen 

verantw. Schriftleiter: Annette Kruse 


Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
keine Haftung übernommen! 

Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 


Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 


Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 


Alle redaktionellen Texte dieser Ausgabe 
stehen, soweit nicht anders gekenn- 
zeichnet, unter der »Creativ-Commons«- 
Lizenz CC BY-NC 4.0 und dürfen damit 
weiterverwendet werden. 

creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/ 


